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Texte du Praesidium Amendement proposé

(1) Die Union entwickelt eine ge-

meinsame Einwanderungspolitik, die in allen

Phasen eine effiziente Steuerung von Migra-

tionsströmen, eine angemessene Behandlung von

Drittstaatsangehörigen, die sich rechtmäßig in

einem Mitgliedstaat aufhalten, sowie eine

Prävention und verstärkte Bekämpfung von ille-

galer Einwanderung und Menschenhandel ge-

währleisten soll.

(2) Zu diesem Zweck erlassen das Euro-

päische Parlament und der Rat nach dem Geset-

zgebungsverfahren Gesetze und Rahmengesetze

in folgenden Bereichen:

− Einreise- und Aufenthaltsvoraussetzungen

sowie Normen für die Erteilung von Visa

für einen langfristigen Aufenthalt und Au-

fenthaltstiteln, einschließlich solcher zur

Familienzusammenführung, durch die

Mitgliedstaaten;

− Festlegung der Rechte von Drittstaatsange-

hörigen, die sich rechtmäßig in einem

Mitgliedstaat aufhalten, einschließlich der

Bedingungen, unter denen sie sich in den
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anderen Mitgliedstaaten frei bewegen und

aufhalten dürfen;

− illegale Einwanderung und illegaler Aufen-

thalt, einschließlich Abschiebung und der

Rückführung solcher Personen, die sich

illegal in einem Mitgliedstaat aufhalten;

− Bekämpfung des Menschenhandels, insbe-

sondere des Handels mit Frauen und Min-

derjährigen.

(3) Die Union kann Abkommen mit

Drittländern schließen, deren Ziel eine

Rückübernahme illegal aufhältiger Drittstaatsan-

gehöriger in ihr Ursprungs- oder Herkunftsland

ist.

(4) Das Europäische Parlament und der

Rat können nach dem Gesetzgebungsverfahren

Gesetze und Rahmengesetze erlassen, mit denen

ein Tätigwerden der Mitgliedstaaten gefördert

und unterstützt wird, das der Integration der

Drittstaatsangehörigen dient, die sich rechtmäßig

in ihrem Hoheitsgebiet aufhalten.
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Begründung:

Anders als im Bereich der Asyl- und Flüchtlingspolitik, wo die Mitgliedstaaten aufgrund

internationaler Verpflichtungen (Genfer Flüchtlingskonvention) eine gemeinsame humanitäre

Aufgabe erfüllen, erfolgt Zuwanderung ausschließlich im Interesse der einzelnen Mitgliedstaaten.

Diese müssen daher weiterhin die Möglichkeit haben, in diesem Bereich die gemenschaftliche

Politik maßgeblich zu beeinflussen. Am Einstimmigkeitsprinzip ist daher festzuhalten.


